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Reformoptionen der  
Rentenpolitik

Wieder einmal steht die gesetzliche Rentenversicherung 
im Fokus der Politik und des öffentlichen Interesses. Refor-
men sind nicht nur wegen des demografischen Wandels, 
sondern auch wegen der gesamtwirtschaftlichen Lage und 
der in den letzten Jahren getroffenen teuren Fehlentschei-
dungen der Politik notwendig (Ruland 2023). Die jetzige 
Koalition hat mit der Haltelinie bis 2031 und der nochma-
ligen Verlängerung der „Mütterrente“ die Rentenfinanzen 
zusätzlich milliardenschwer belastet (Wissenschaftlicher 
Beirat beim BMWE 2021). Gleichzeitig hat sie eine Re-
formkommission eingesetzt, die mit anderen Maßnahmen 
die Rentenversicherung wieder zukunftsfest machen soll. 
Täglich gibt es neue Vorschläge. Dieser Beitrag lotet aus 
volkswirtschaftlicher und juristischer Sicht aus, welche 
davon der Rentenpolitik tatsächlich zur Verfügung ste-
hen. Für ausführlichere Begründungen verweisen wir auf 
Börsch-Supan und Ruland (2026).

Die Wiedereinführung des Nachhaltigkeitsfaktors ist 
ein wirtschaftspolitischer Imperativ

Bereits in den 1990er-Jahren setzte sich die Einsicht 
durch, dass eine nachhaltige Finanzierung der Renten 
ohne eine Berücksichtigung der Demografie in der Anpas-
sungsformel nicht gesichert werden kann. Daher wurde 
2005 im Zuge der Agenda 2010 der Nachhaltigkeits-
faktor eingeführt, der das im Verlauf des demografischen 
Wandels abnehmende Verhältnis von Beitragszahlern 
zu Rentenempfängern abbildet. Der Nachhaltigkeitsfak-
tor beinhaltet einen Parameter, der mit 0,25 so gewählt 
wurde, dass die Belastung durch den demografischen 
Wandel in etwa prozentual gleichmäßig auf Junge und 

Alte verteilt wird. Damit sollte er auch für Generationen-
gerechtigkeit sorgen.

Abgesehen von der durch Arbeitskräftemangel gepräg-
ten Beschäftigungssituation ist die wirtschaftliche Situ-
ation in Deutschland heute ähnlich zu der, die während 
der rot-grünen Koalition bestand und zur Agenda 2010 
führte. Das heutige Wirtschaftswachstum ist ebenfalls 
sehr niedrig, was nicht nur an der geopolitischen Lage 
und der hohen Bürokratielast liegt, sondern auch an dem 
stetigen Anstieg der Sozialversicherungsquote auf der-
zeit etwa 43 %. Besonders bedrohlich ist das niedrige 
Produktivitätswachstum, also die nur um ½ % wachsende  
Wirtschaftsleistung pro Arbeitsstunde, da unsere Produkti-
vität der einzig verbliebene Wachstumsmotor ist, weil eine 
ähnliche Erhöhung der Erwerbstätigkeit wie nach 2005 
angesichts des demografischen Wandels schwer möglich 
ist. Die Abschaffung des Nachhaltigkeitsfaktors als Konse-
quenz der Einführung der Haltelinie ausgerechnet in Zeiten 
einer strukturellen Wachstumsschwäche und dem Eintritt 
der Babyboomer-Generation in den Ruhestand ist daher 
ein Schritt in die völlig falsche Richtung.

Die Haltelinie ist zudem unsozial. Erstens ist es unzutref-
fend, dass durch eine Haltelinie Altersarmut vermieden 
würde. Altersarmut ist bei den Menschen verbreitet, die 
gar keinen oder einen so niedrigen Anspruch auf eine 
gesetzliche Rente haben, dass eine Anhebung des Ren-
tenniveaus ihnen nicht hilft. Zweitens ist die immer wieder 
erhobene Behauptung falsch, dass der Nachhaltigkeits-
faktor die Renten kürzen würde. Auch mit dem Nachhaltig-
keitsfaktor würden sie bis 2037 um insgesamt über 31 % 
ansteigen, also pro Jahr um rund 2,6 %, mehr als in vielen 
zurückliegenden Jahren. Drittens belastet die Haltelinie 
die jüngere Generation durch ihre enormen Kosten, die bis 
2045 etwa 500 Mrd. Euro betragen. Dies verringert die Fi-
nanzierungsmöglichkeiten für die Sanierung der maroden 
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Infrastruktur und für produktivitätsfördernde Investitionen. 
Selbst wenn die Haltelinie 2031 auslaufen würde, würde 
sie weiterwirken, weil der für 2031 ermittelte höhere aktu-
elle Rentenwert die Basis für die Anpassung in den folgen-
den Jahren wäre. Das würde bis 2045 zu Zusatzkosten 
von etwa 222 Mrd. Euro führen. Um dies zu verhindern, 
sollte der „Nachholfaktor“ angewendet werden, der nicht 
realisierte Anpassungsminderungen durch die Halbierung 
künftiger Anpassungen nachholt. Viertens ist die Haltelinie 
auch zwischen Arm und Reich sozial unausgeglichen, da 
von den Kosten der Haltelinie etwa ein Viertel auf Ren-
tenempfänger entfällt, die weniger als die mittlere Rente 
erhalten, während dreimal so viele Kosten den Rentnern 
zugutekommt, deren Rente darüber liegt.

Sollte über die notwendige völlige Streichung der Halte-
linie ab 2031 kein politischer Konsens erzielt werden 
können, könnte man trotz großer Bedenken an einen Kom-
promiss denken, wonach entweder für die Bezieher einer 
Grundrente und die Rentner, die ergänzend zu ihrer Rente 
Grundsicherung beziehen, oder – viel weitergehend – für 
die Rentner bis zum Medianbetrag aller Renten, d. h. für 
50 % aller Rentner, eine erhöhte Anpassung auf der Basis 
der Haltelinie beibehalten würde. Die Kosten der Haltelinie 
betrügen dann nur etwa ein Viertel der Haltelinie für alle.

Abschlagsfreie vorgezogene Altersrenten abschaffen

2024 beanspruchten rund 60 % aller neuen Rentenzu-
gänge eine vorgezogene Altersrente, und von diesen fast 
die Hälfte die sogenannte „Rente mit 63“. Für die Renten-
finanzen und um den Mangel an Arbeitskräften auszuglei-
chen, wäre eine Abschaffung oder zumindest eine Begren-
zung der vorgezogenen Renten mit und ohne Abschläge 
daher ein erheblich effektiverer Hebel als eine Anhebung 
der Regelaltersgrenze. Allerdings läuft die „Rente mit 63“ 
mit dem Rentenzugang 2029 aus. Sie noch abzuschaffen, 
beträfe nur die rentennahen Geburtsjahrgänge 1962 und 
1963 und würde mit ihrem Vertrauensschutz kollidieren. 
Diese Fehlentscheidung des Gesetzgebers ist nicht mehr 
zu korrigieren.

Wichtiger ist die Forderung, die Abschlagsfreiheit der 
Altersrente für besonders langjährig Versicherte (§ 38 
SGB VI) aufzuheben. Sie begünstigt Männer; Frauen er-
reichen die vorausgesetzten 45 Versicherungsjahre we-
niger oft, müssen aber die Begünstigung der männlichen 
Versicherten mitfinanzieren. Die abschlagsfreie Rente mit  
63 Jahren privilegiert Versicherte mit den höheren Ren-
ten. Ihr durchschnittlicher Zahlbetrag für Männer lag 2024 
bei 1 811 Euro, fast 57 % oberhalb des durchschnittlichen 
Zahlbetrags aller Altersrenten. Dass Rentner mit 45 Ver-
sicherungsjahren höhere Renten beziehen, ist, weil sie 

länger eingezahlt haben, gerecht. Dass sie die höhere 
Rente zusätzlich auch noch bis zu zwei Jahre länger be-
ziehen können, ist ungerecht. Außerdem wird das Prinzip 
verletzt, dass gleich hohe Beiträge zu gleich hohen Renten 
führen. Jemand, der in 45 Jahren 45 Entgeltpunkte er-
worben hat, erhält hierfür eine höhere Gegenleistung als 
der, der die gleiche Zahl von Entgeltpunkten wegen eines 
höheren Einkommens und höherer Beiträge in z. B. nur  
30 Jahren erreicht hat.

Altersgrenzen an die Lebenserwartung anpassen

Die Rentenbezugsdauer hat sich zwischen 1960 und 
2024 von 9,9 auf 20,5 Jahre mehr als verdoppelt. Diese 
enorme Leistungsausweitung der Rentenversicherung 
konnte durch einen mäßigen Anstieg des Beitragssatzes, 
ein hohes Produktivitätswachstum und eine starke Zu-
nahme der Erwerbsbevölkerung finanziert werden. Das 
wird in Zukunft nicht mehr möglich sein. Das Produktivi-
tätswachstum ist stark gesunken und die Erwerbsbevöl-
kerung schrumpft. Eine Dynamisierung der Regelalters-
grenze anhand der Veränderung der Lebenserwartung ist 
die naheliegende Antwort. Dabei ist es nicht notwendig, 
das Rentenalter 1:1 an die geänderte Lebenserwartung 
anzupassen. Es reicht, die gewonnenen Jahre finanz-
neutral für die Rentenversicherung auf mehr Arbeit und 
mehr Freizeit aufzuteilen. Für ein Jahr zusätzlicher Le-
benserwartung müsste sich das Rentenzugangsalter um 
acht Monate und die Rentenbezugsdauer um vier Mo-
nate erhöhen – die sogenannte 2:1 Regel (Börsch-Supan 
2007). Das Statistische Bundesamt (2025) geht von 
einem Anstieg der Lebenserwartung zwischen 2023 und 
2070 um 5,3 Jahre aus. Nach der 2:1 Regel dauert es 
dann 13 Jahre und vier Monate, bis das Rentenalter um 
ein weiteres Jahr angehoben werden müsste. 2044 wäre 
ein Rentenalter von 68 Jahren erreicht, die „Rente mit 70“ 
erst 2071. Die 2:1 Regel sollte gesetzlich bestimmt, die 
Altersgrenze nach dieser Regel jährlich durch Verordnung 
für das dem übernächsten Jahr folgende Jahr festgelegt 
werden.

Zu- und Abschläge bei vorzeitigem  
Renteneintritt erhöhen

Die Beliebtheit des vorzeitigen Renteneintritts selbst 
dann, wenn Abschläge gezahlt werden müssen, liegt an 
den niedrigen Zu- und Abschlägen. Sie betragen derzeit 
3,6 % pro Jahr früheren Renteneintritts, 6 % bei einem 
um ein Jahr hinausgeschobenen Rentenbeginn. Bei einer 
20-jährigen Rentenbezugsdauer und einer anschließen-
den Hinterbliebenenrente ist ein Jahr aber 4,2 % wert. 
Zudem muss die Wahrscheinlichkeit einbezogen werden, 
dass man im Jahr, das man länger arbeitet, sterben könnte. 
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Daher sind die jetzigen Zu- und Abschläge zu niedrig. We-
gen zu niedriger Abschläge subventionieren die später in 
Rente gehenden Versicherten Frührentner, was weder so-
zial noch wirtschaftlich sinnvoll ist.

Kein Rentenzugang nach Versicherungsjahren

Der Vorschlag, ein Rentenzugangsalter ganz abzuschaf-
fen und stattdessen die volle Rente nach einer bestimm-
ten Anzahl von Versicherungsjahren auszuzahlen, schafft 
ebenfalls Ungerechtigkeiten, da z. B. Lehrlinge dann länger 
Rente beziehen könnten als Akademiker, selbst wenn sie 
in ihrem Leben gleich hohe Beiträge entrichtet haben. Das 
Argument, dies gleiche genau die unterschiedlichen Le-
benserwartungen aus, ist empirisch falsch; zudem gleicht 
die Rentenversicherung auch nicht die unterschiedlichen 
Lebenserwartungen von Männern und Frauen aus. Der 
Vorschlag ist genauso ungerecht, wie es aus den bereits 
genannten Gründen die vorgezogenen Renten ohne Ab-
schläge sind. Aber darüber hinausgehend zum Prinzip ge-
macht, würde der Vorschlag das dem System der Entgelt-
punkte inhärente Gerechtigkeitsprinzip, dass jeder durch 
gleich hohe Beiträge gleichwertige Anrechte auf Leistun-
gen erwirbt, in seinem Kern verletzen.

Eine Anhebung der Beitragsbemessungsgrenzen hat 
wenig Wirkung

Um die Finanzbasis der Rentenversicherung zu erweitern, 
wird erwogen, die Beitragsbemessungsgrenzen stärker als 
nach der Lohnanpassungsformel vorgesehen anzuheben. 
Das geht verfassungsrechtlich nur bei äquivalenter Be-
rücksichtigung der Beiträge bei der Rentenberechnung. 
Eine solche Anhebung ist daher nicht nachhaltig, sondern 
nur ein Liquiditätsschub auf Zeit, weil die höheren Beiträge 
später zu höheren Renten führen, die dann die nachwach-
senden Generationen finanzieren müssen. Wegen der Bei-
tragsparität müssten sich Versicherte und ihre Arbeitgeber 
die höheren Beiträge teilen; zudem würde eine Anhebung 
der Beitragsbemessungsgrenze den Spielraum für die be-
triebliche Altersversorgung einengen. Aus diesen Gründen 
käme nur eine sehr begrenzte Anhebung der Beitragsbe-
messungsgrenzen in Betracht, die zu wenig Mehreinnah-
men führen würde.

Die Erhebung von Beiträgen auf Kapitaleinkünfte ist 
kompliziert und nicht nachhaltig

Bislang sind Kapital- und Mieteinkünfte nicht beitrags-
pflichtig. Würde man dies ändern, müssten die Versicher-
ten für diese Einkunftsarten die vollen Beiträge entrichten, 
da es für sie keinen Arbeitgeber gibt. Es könnte deshalb für 
diese Beiträge auch kein Lohnabzugsverfahren geben und 

die Beiträge müssten wie bei Selbständigen von den Ver-
sicherten selbst gemeldet und gezahlt werden. In Betracht 
kämen die Nettoerträge nach Abzug u. a. auch von Auf-
wendungen für die betriebliche und private Vorsorge und 
von Steuern. Die jährliche Beitragsüberwachung müsste 
in enger Zusammenarbeit mit den Finanzämtern erfolgen, 
etwa durch ein automatisiertes Abrufverfahren wie bei der 
Grundrente. Insgesamt würde dieser Vorschlag zu einem 
sehr hohen Verwaltungsaufwand führen. Den Mehrein-
nahmen aufgrund dieses Vorschlags stünden später ent-
sprechende Mehrausgaben bei den Renten gegenüber; 
es wäre wiederum nur eine erhöhte Liquidität auf Zeit, die 
keine nachhaltige Entlastung der Rentenfinanzen bringt.

Umverteilung in die Rentenversicherung zu verlagern, 
ist nicht praktikabel

Der Vorschlag, höhere Renten zu kürzen oder niedriger 
anzupassen, um niedrige anheben und damit Altersar-
mut bekämpfen zu können, gewinnt zunehmend Unter-
stützung, auch durch den Sachverständigenrat (2023). 
Der Vorschlag scheitert jedoch bereits an seiner Finan-
zierung (Ruland 2024). Es sollen die höheren Renten ge-
kürzt werden, was aber nur für den Rentenzugang mög-
lich wäre. Unklar ist, wann eine Rente „höher“ ist. Nähme 
man das 1,5-Fache der durchschnittlichen Altersrente  
(2024 = 1 154 Euro), dann würden höhere Renten bei 
brutto 1 730 Euro beginnen. Das aber geht nicht, weil das 
weniger wäre als die Standardrente 2024 von 1 770 Euro. 
Nähme man hingegen das 1,5-Fache der Standardrente, 
ist das Umverteilungsvolumen zu niedrig, da 2024 nur 
rund 280 000 Personen Renten in dieser Höhe erhielten – 
viel zu wenige, um den über 10 Mio. Rentnern nennens-
wert zu helfen, deren Rente unter 1 200 Euro liegt. 

Selbständige, die nicht bereits pflichtversichert sind, 
sollten in die Rentenversicherung integriert werden

Mehr als die Hälfte der Selbständigen sind ohne eine ge-
setzliche Altersvorsorge. Viele von ihnen erhalten wegen 
ihrer kurzen Versicherungsdauer nur geringe Renten und 
sind auf Leistungen der Grundsicherung angewiesen. Das 
Problem der Versicherungspflicht ist, dass Selbständige 
mangels Arbeitgeber die vollen Rentenbeiträge zahlen 
müssen, sie aber häufig nicht genug dafür verdienen. 
Selbständige können sich allerdings darauf beschränken, 
einen Regelbeitrag zu entrichten, der einem Einkommen 
in Höhe der Bezugsgröße (2026: monatlich 3 955 Euro) 
entspricht, das sind rund 736 Euro. Sie ergeben nach 45 
Beitragsjahren eine Rente von 1 652 Euro. Jungselbstän-
dige können in den ersten drei Jahren ihrer Tätigkeit nur 
einen halben Regelbeitrag zahlen. Zusätzlich sollte die 
Beitragsentlastung für geringverdienende Arbeitnehmer 

Zur Diskussion gestellt	 Forschungsergebnisse	 Daten und Prognosen	 Im Blickpunkt



in dem „Übergangsbereich“ (§ 20 Abs. 2 SGB IV) entspre-
chend auf Selbständige ausgeweitet werden. Schließlich 
sollte ihnen die Möglichkeit eingeräumt werden, nochmals 
für eine Zeitspanne von z. B. drei Jahren nur einen halben 
Regelbeitrag zu zahlen, um Phasen, die ihre wirtschaftliche 
Existenz gefährden, zu überbrücken. Anders als im Koali-
tionsvertrag angedacht sollte eine Rentenversicherungs-
pflicht eingeführt werden, also kein Wahlrecht zwischen 
privater oder gesetzlicher Versicherung, damit vermieden 
wird, dass sich die guten Risiken privat versichern und nur 
die schlechten Risiken rentenversichert werden. Auch ha-
ben die meisten Selbständigen bereits ein Rentenkonto.

Beamte sollten in die gesetzliche Rentenversicherung 
integriert werden

Es gehört seit Jahren zu den Standardforderungen jeder 
Rentendiskussion, dass die Beamten und Abgeordneten in 
die Rentenversicherung einbezogen werden sollen. Diese 
Forderung, die dem Gerechtigkeitsgefühl Vieler entspricht, 
stützt sich auch auf Entwicklungen in anderen Ländern, 
z. B. Österreich. Da die Beamtenversorgung ein bifunktio-
nales Sicherungssystem ist, in dem sich die staatliche Re-
gelsicherung mit einer Art betrieblicher Altersversorgung 
verbindet, müsste bei einer Einbeziehung der Beamten in 
die Rentenversicherung der jeweilige Dienstherr ihnen zu-
sätzlich eine betriebliche Altersversorgung gewähren. An-
ders als bei Selbständigen sieht sich die Einbeziehung von 
Beamten in die gesetzliche Rentenversicherung jedoch 
erheblichen verfassungsrechtlichen Bedenken gegenüber, 
die auf der „institutionellen Garantie“ des Berufsbeam-
tentums in Art. 33 Abs. 5 GG beruhen. Diese Rechtslage 
ließe sich mit einer Zweidrittelmehrheit in Bundestag und 
Bundesrat ändern. Auch für die Übergangsphase gäbe es 
Lösungsbeispiele, etwa der Weg Österreichs, mittels einer 
eigenen Sozialkasse die neuen Beamten in die gesetzliche 
Rentenversicherung einzubeziehen und zugleich die Ver-
sorgung der Pensionäre aus den gezahlten Beiträgen zu 
ermöglichen. Eine solche Lösung wäre fiskalisch neutral, 
d. h., es würde für die Rentenversicherung auch keinen Li-
quiditätsschub geben. Allerdings ist die Lebenserwartung 
von Beamten im Durchschnitt zwei Jahre höher als die von 
Arbeitnehmern, d. h., sie wären für die Rentenversicherung 
ein Verlustgeschäft.

Ein Wechsel zu einer reinen Inflationsanpassung ist 
nicht sinnvoll

Deutschland stellt mit der Lohnindexierung der Renten im 
europäischen Vergleich inzwischen eine Ausnahme dar, 
die meisten Länder sind zur Inflationsindexierung über-
gegangen. Sie würde bewirken, dass das Rentenniveau 
bis 2035 um 3,4 % sinken würde (Deeken und Freuden-

berg 2023). Die Kommission „Verlässlicher Generationen-
vertrag“ (2020) hat einen solchen Wechsel abgelehnt. 
Die Lohndynamik trage maßgeblich zur Akzeptanz der 
Rentenversicherung bei, weil sie die Rentner an der Wohl-
standsentwicklung teilhaben lässt. Bei einer Inflationsinde-
xierung blieben die Renten, je länger sie bezogen werden, 
umso mehr hinter dem Sicherungsniveau bei Rentenbe-
ginn zurück. Dies als Umverteilung von den hohen Ren-
ten mit langer Bezugsdauer zu den niedrigen Renten mit 
kurzer Bezugsdauer zu rechtfertigen, ist unzutreffend. Be-
troffen wären vor allem Frauen, die niedrigere Renten be-
ziehen, aber deutlich länger leben als Männer. Auch öko-
nomisch ist die reine Inflationsindexierung problematisch. 
Steigen in Krisenzeiten die Preise stärker als die Löhne, 
stiegen auch die Renten stärker als die Löhne, was wenig 
sinnvoll ist. Dies ließe sich dadurch vermeiden, dass man 
in diesen Jahren die Anpassung auf das Wachstum der 
Löhne begrenzt oder zumindest die Anpassung an einem 
Mittelwert aus Lohnsteigerung und Inflation orientiert, was 
den Rentnern eine Teilhabe an der Wohlstandsentwicklung 
beließe und die Probleme mindern würde, wenn die Infla-
tion wieder einmal stärker steigen sollte als die Löhne.

Mehr Kapitaldeckung sollte primär durch  
flächendeckende Betriebsrenten erreicht werden 

Solange die Geburtenrate so niedrig ist, dass die Älteren 
in der Überzahl sind und diese Überzahl Druck auf Bei-
tragssatz und Steuerzuschüsse aus dem Bundeshaushalt 
ausübt, deren Höhe wiederum das Wirtschaftswachstum 
bremst, aus dem die Sozialleistungen finanziert werden 
müssen, hilft es, wenn die ältere Generation mittels Kapi-
taldeckung selbst zur ihrer Alterssicherung beiträgt. Von 
daher ist ein „Paradigmenwechsel“ sinnvoll. Zu bedenken 
ist allerdings, dass mehr Kapitaldeckung erst sehr langfris-
tig Ergebnisse hervorbringen kann, da das Aufbauen des 
Kapitals durch Ersparnis lange dauert. Ein „Paradigmen-
wechsel“ jetzt hilft nicht mehr, die Probleme zu lösen, die 
der gesetzlichen Rentenversicherung durch den Eintritt der 
zahlreichen Babyboomer in den Ruhestand entstehen.

Eine zentrale Frage ist, wie die Ersparnis im Kapitalde-
ckungsverfahren organisiert werden soll. Die wichtigste 
Einsicht dabei ist, dass sowohl das Kapitalanlagegeschäft 
als auch die Kontenverwaltung große Kostendegressionen 
aufweisen. Daher hat die individuelle private Altersvor-
sorge wie die „Riesterrente“ tendenziell hohe Kosten und 
niedrige Renditen (Gasche et al. 2013; Börsch-Supan  
et al. 2016). Das entgegengesetzte Modell ist der Staats-
fonds, der zuletzt als „Generationenfonds“ ins Spiel ge-
bracht wurde. Im Prinzip haben Staatsfonds sehr niedrige 
Verwaltungskosten. Die internationale Erfahrung zeigt je-
doch, dass staatlich verwaltete zentralisierte Fonds in der 
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Regel unterdurchschnittliche Renditen abwerfen (Musa-
lem et al. 2002). Ausnahmen, wie z. B. der norwegische 
Staatsfonds, lassen sich nicht so einfach auf Deutschland 
übertragen. Die Risiken eines Staatsfonds liegen in poli-
tischen Eingriffen: Zu oft werden bestimmte Kapitalanla-
gen ausgeschlossen oder andere präferiert; oft werden sie 
dazu benutzt, Haushaltsklemmen auszugleichen. 

Daher bietet sich ein Mittelweg an, der einerseits durch 
Gruppenbildung Kosten spart, aber andererseits Konkur-
renz und Anlagendiversität erlaubt, nämlich die Betriebs-
rente. Die Verwaltungskosten sind einigermaßen niedrig, 
die Renditen weit über dem Durchschnitt der Riesterren-
ten. Das Problem hier ist die geringe und derzeit deut-
lich fallende Verbreitung bei kleinen Unternehmen, die es 
sich nicht leisten können, eine eigene Betriebsrente zu 
organisieren, Zuschüsse dazu zu geben oder Haftung zu 
übernehmen. Die Organisation muss daher auf einer hö-
heren Ebene geschehen, z. B. nach Wirtschaftszweigen, 
etwa in Innungen, oder regional. Als Organisationsform 
bietet sich ein Pendant zum Sozialpartnermodell an, das 
man relativ leicht auf tarifungebundene Wirtschaftszweige 
übertragen kann. Um die Verbreitung sicherzustellen, wird 
man nicht umhinkommen, Betriebsrenten zur Pflicht zu 
machen, zumindest als Obligatorium für Arbeitgeber mit 
einem Opt-out für Arbeitnehmer. Arbeitgeberanteile zur 
Betriebsrente sind ein Teil der Entlohnung und daher frei-
willig oder Gegenstand von Tarifverträgen. Die Haftung 
muss sich auf Fehler in der übergeordneten Organisation 
beschränken, denn Rentenleistungen zu garantieren, ist im 
Zuge des demografischen Wandels kaum zu realisieren. 
In der Angangsphase mag es sinnvoll sein, dass der Staat 
den Aufbau solcher Organisationen zeitweise fördert. Ein 
aktuelles Beispiel dafür ist Großbritannien (Börsch-Supan 
et al. 2017). •
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